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Rechtssatz 

Die Waffenbehörde hat bei der Anwendung des § 12 Abs 1 WaffG 1996 eine Prognoseentscheidung anzustellen 
und aus bekannten und beweispflichtigen Tatsachen auf die Gefahr einer künftigen missbräuchlichen 
Waffenverwendung, die mit einer Gefährdung von Leben, Gesundheit, Freiheit oder fremdem Eigentum 
verbunden sein könnte, zu schließen (Hinweis E vom 7. Oktober 2002, 99/20/0189). Der Hinweis auf einen in 
einer Anzeige erhobenen Tatverdacht reicht zur Erfüllung des Tatbestandes des § 12 Abs 1 WaffG 1996 nicht 
aus (Hinweis E vom 10. Juli 1997, 96/20/0126). 


